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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1946 Ausgegeben am 10. Oktober 1946 56. Stück

182. Bundesgesetz: Handelskammergesetz — HK.G.
183. Verordnung: Verständigung der Finanzämter von der Eröffnung des Konkurs- und Ausgleichsverfahrens.

1 8 2 . Bundesgesetz vom 24. Juli 1946,
betreffend die Errichtung von Kammern der
gewerblichen Wirtschaft (Handelskammer-

gesetz — HKG.).

Der Nationalrat hat beschlossen:

A b s c h n i t t I.

Kammern der gewerblichen Wirtschaft.

§ 1. Z w e c k .

(1) Die Kammer der gewerblichen Wirtschaft
(Landeskammern, Bundeskammer) sind berufen,
die gemeinsamen Interessen aller physischen und
juristischen Personen sowie offenen Handels-
gesellschaften (Kommanditgesellschaften) zu ver-
treten, die sich aus dem selbständigen Betrieb
v o n Unternehmungen des Gewerbes, der Indu-
strie, des Handels, des Geld- Kredit- u n d Ver-
sicherungswesens, des Verkehrs sowie des Frem-
denverkehrs innerhalb ihres räumlichen Wir -
kungsbereiches ergeben.

(2) Die nach diesem Bundesgesetz gebildeten
Organisationen der gewerblichen Wirtschaft sind
Körperschaften öffentlichen Rechtes.

§ 2. B e z e i c h n u n g .

Die Landeskammern halben sich als solche
unter Beifügung eines ihren räumlichen Wir-
kungsbereich kennzeichnenden Zusatzes zu be-
zeichnen. Sie sind berechtigt, das Bundeswappen
zu führen.

§ 3. Z u s t ä n d i g k e i t u n d S i t z , Mi t -
g l i e d e r .

(1) Der räumliche Wirkungsbereich der Lan-
deskammern erstreckt sich auf je ein Bundesland
(Stadt Wien). Der Sitz jeder Landeskammer hat
mit Ausnahme der Landeskammer für Nieder-
österreich, die auch Wien als ihren Sitz be-
stimmen kann, innerhalb des örtlichen Wir-
kungsbereiches zu liegen und wird durch die
Landeskammer bestimmt.

(2) Mitglieder jeder Kammer der gewerblichen
Wirtschaft sind alle physischen und juristischen
Personen sowie offenen Handelsgesellschaften

(Kommanditgesellschaften), die zum selbstän-
digen Betrieb von Unternehmungen des Gewer-
bes, der Industrie, des Handels, des Geld-, Kre-
dit- und Versicherungswesens, des Verkehrs und
des Fremdenverkehrs berechtigt sind

§ 4. A u f g a b e n i m s e l b s t ä n d i g e n
W i r k u n g s b e r e i c h .

(1) Die Kammern der gewerblichen Wirtschaft
haben einen selbständigen und einen übertra-
genen Wirkungsbereich. Jeder Kammer der ge-
werblichen Wirtschaft obliegt es, innerhalb ihrer
Zuständigkeit (§ 3) im selbständigen Wirkungs-
bereich

a) alle Aufgaben zu besorgen, die im gemein-
samen wirtschaftlichen Interesse der in ihr
zusammengefaßten Unternehmungen be-
gründet sind,

b) die arbeitsrechtlichen Interessen ihrer Mit-
glieder wahrzunehmen und zu vertreten,
auf die Aufrechterhaltung des Arbeitsfrie-
dens hinzuwirken und darauf abzielende
Maßnahmen zu fördern,

c) die Geschäftsführung der Fachgruppen
(Abschnitt III) ihres räumlichen Wirkungs-
bereiches allgemein zu regeln und zu be-
aufsichtigen,

d) die Voranschläge und Rechnungsabschlüsse
der Fachgruppen und deren Gebarung zu
prüfen.

(2) Als beratende Körperschaft ist jede Landes-
kammer innerhalb ihrer Zuständigkeit (§ 3)
insbesondere berechtigt:

a) den Behörden und gesetzgebenden Körper-
schaften ihres Wirkungsbereiches Berichte,
Gutachten und Vorschläge zu erstat ten
über die Bedürfnisse der Unternehmungen
der Wirtschaft sowie über alle Angelegen-
heiten, die die Regelung der Arbeitsver-
hältnisse, den Arbeiterschutz, die Sozial-
versicherung, den Arbeitsmarkt, die W o h -
nungsfürsorge, die Volksernährung und
die Volksbildung betreffen und die In-
teressen der Wirtschaft berühren;
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b) Gutachten zu erstatten über die Errich-
tung und Organisation von öffentlichen
Anstalten oder Einrichtungen, die die För-
derung der Wirtschaft oder des ihr dienen-
den Bildungswesens zum Gegenstand
haben;

c) an der Festsetzung von Preisen für Er-
zeugnisse oder Dienstleistungen jeder Art
durch Erstattung von Gutachten und Vor-
schlägen mitzuwirken.

§5. Ü b e r t r a g e n e r Wirkungs-
bere ich .

Als Organen der Wirtschaftsverwaltung ob-
liegt den Landeskammern insbesondere:

a) an der Verwaltung der Wirtschaft und an
den das Arbeitsverhältnis oder die Hebung
der wirtschaftlichen oder sozialen Lage der
Arbeiter und Angestellten betreffenden
Maßnahmen und Einrichtungen in den
durch besondere Gesetze und Vorschriften
vorgesehenen Fällen mitzuwirken;

b) an den die Wirtschaft betreffenden stati-
stischen Aufnahmen und Erhebungen mit-
zuwirken oder Statistiken dieser Art selbst
zu führen;

c) Einrichtungen und Anstalten zur För-
derung der Wirtschaft oder des ihr die-
nenden Bildungswesens ins Leben zu rufen
und zu verwalten oder an der Schaffung
und Verwaltung solcher Einrichtungen mit-
zuwirken;

d) Vertreter in andere Körperschaften und
Stellen zu entsenden oder für solche Kör-
perschaften und Stellen Besetzungsvor-
schläge zu erstatten, sofern dies besondere
Gesetze oder Vorschriften vorsehen;

e) Zeugnisse über den Bestand von Handels-
gebräuchen auszustellen;

f) ein ständiges Schiedsgericht einzurichten,
das auf Grund eines schriftlichen Überein-
kommens der Beteiligten und mit Beach-
tung der bezüglichen besonderen Vorschrif-
ten in Streitigkeiten über Angelegenheiten
der Wirtschaft entscheidet; die Anwendung
der §§ 586, 592 und 595 der Zivilprozeß-
ordnung kann nicht wirksam ausgeschlos-
sen werden.

§ 6. B e g u t a c h t u n g v o n G e s e t z e n t -
w ü r f e n .

(1) Gesetzentwürfe, die Interessen berühren,
deren Vertretung den Landeskammern oder
deren Fachgruppen zukommt, sind vor ihrer
Einbringung in die gesetzgebende Körperschaft,
besonders wichtige Verordnungen (Kundmachun-
gen), die die erwähnten Interessen und Fragen
berühren, vor ihrer Erfassung den Landes-

kammern unter Einräumung einer angemessenen
Frist zur Begutachtung zu übermitteln.

(2) Die Landeskammern haben ihr Gutachten
der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft
(§ 18) bekanntzugeben, wenn gemäß § 19 deren
Zuständigkeit zur Begutachtung gegeben ist.
Andernfalls ist das Gutachten unmittelbar abzu-
geben.

§7 . O r g a n e d e r L a n d e s k a m m e r n .
Organe der Landeskammern sind:
a) der Präsident,
b) das Präsidium,
c) der Vorstand,
d) der arbeitsrechtliche Ausschuß.
e) die Vollversammlung,
f) die Sektionsobmänner und -leitungen,
g) die Sektionstage.

§ 8. W a h l des P r ä s i d e n t e n .
Der Präsident der Landeskammer, der nicht

Mitglied der Vollversammlung sein muß,
und die beiden Vizepräsidenten werden von
dieser nach den Grundsätzen des Verhältnis-
Wahlrechtes gewählt.

§ 9. P r ä s i d i u m u n d V o r s t a n d .
(1) Das Präsidium jeder Landeskammer be-

steht aus dem Präsidenten und den beiden
Vizepräsidenten. Dem Präsidium steht bei beson-
derer Dringlichkeit und in den Fällen, in denen
der Vorstand innerhalb der von den Behörden
gestellten Frist keinen Beschluß fassen kann, die
Entscheidung gegen nachträgliche Kenntnisnahme
durch das zuständige Organ zu.

(2) Der Vorstand jeder Landeskammer besteht
aus dem Präsidenten, den beiden Vizepräsiden-
ten, den Obmännern der Sektionen sowie deren
beiden Stellvertretern.

(3) Dem Vorstand obliegt die Beschlußfassung
in allen Angelegenheiten, die keinem anderen
Organ de r Landeskammer nach den Bestim-
mungen dieses Gesetzes oder de r Geschäftsord-
nung (§ 54) zugewiesen sind.

(4) Der Vorstand ha t überdies bei besonderer
Dringlichkeit und in den Fällen zu entscheiden,
in denen die Vollversammlung oder ein Aus-
schuß innerhalb der von den Behörden gestell-
ten Frist keinen Beschluß fassen kann.

(5) Der Kammeramtsdirektor ist den Sitzungen
des Präsidiums und des Vorstandes mi t beraten-
der St imme zuzuziehen.

§ 10. A r b e i t s r e c h t l i c l h e r A u s s c h u ß .

Zur Erfüllung der im § 4, Abs. (1), lit. b, an-
geführten Aufgaben wird ein arbeitsrechtlicher
Ausschuß gebildet. Er besteht aus solchen Ver-
tretern der Fachgruppen, die regelmäßig Arbeit-
nehmer beschäftigen. Das Nähere bestimmt die
Geschäftsordnung (§ 54).
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§ 11. V o l l v e r s a m m l u n g .

(1) Die Vollversammlung der Landeskammer
besteht aus den Mitgliedern des Vorstandes so-
wie mindestens 27 und höchstens 120 weiteren
Mitgliedern (Kammerräten), die gesondert nach
den einzelnen Sektionen von allen Mitgliedern
der zur Sektion gehörigen Fachgruppenaus-
schüsse (§ 30) nach den Grundsätzen des Ver-
hältniswahlrechtes zu wählen sind.

(2) Die Zahl der Mitglieder der Vollversamm-
lung jeder Landeskammer ist unter tunlichster
Berücksichtigung der Zahl der Wähler zu jeder
Kammer sowie im Verhältnis zur Gesamtzahl
der Kammerwähler im Bundesgebiet, jedoch
unter Bedachtnahme auf die wirtschaftliche Be-
deutung des betreffenden Bundeslandes zu be-
stimmen. Hiebei ist vorzusehen, daß die Sek-
tionen des Gewerbes, des Handels und der
Industrie die gleiche Anzahl von Mitgliedern,
die Sektionen des Verkehrs, des Geld-, Kredit-
und Versicherungswesens und des Fremdenver-
kehrs gleichfalls die gleiche Anzahl von Mit-
gliedern, jedoch die Hälfte der erstgenannten
Sektionen aufweisen. In der auf die Sektion
Handel entfallenden Anzahl von Mitgliedern
müssen die Unternehmungen der Konsumenten-
organisationen durch ein Mitglied vertreten
sein.

(3) Die Gesamtzahl der in jeder Kammer und
die Zahl de r von jeder Sektion zu wählenden
Kammer rä te sowie d e r Wahlvorgang werden in
der Wah lo rdnung (§ 46) geregelt.

(4) Der Vollversammlung sind vorbehal ten:

a) Grundsätzliche Angelegenheiten des selb-
ständigen Wirkungsbereiches der Landes-
kammer (§ 4),

b) Beschlußfassung über den Entwurf des
eigenen Voranschlages und Rechnungsab-
schlusses sowie Prüfung de r Voranschläge
und Rechnungsabschlüsse der zugehörigen
Fachgruppen,

c) die Angelegenheiten, die eine über den
eigenen Voranschlag oder die geprüften
Voranschläge hinausgehende Belastung des
Maushalts nach sich ziehen,

d) die Festsetzung u n d Abänderung der Ge-
schäftsordnung nach Maßgabe de r R a h -
mengeschäftsordnung (§ 54),

e) die nach der Haushal t sordnung (§ 56),
Diens tordnung (§ 59) und Umlagenord-
nung (§ 57) der Landeskammer z u k o m -
menden Angelegenheiten,

f) sonstige von de r Bundeskammer der ge-
werblichen Wirtschaft (§ 18) der Vollver-
sammlung zu r Behandlang zugewiesene
Angelegenheiten,

g) Wahl der Delegierten in den Kammertag
der Bundeskammer der gewerblichen W i r t -
schaft (§ 24),

h) Wahl der Mitglieder des Kura tor iums des
Wirtschaftsförderungsinstitutes,

i) Wah l korrespondierender Mitglieder (§ 48).

§ 12. O b m ä n n e r u n d L e i t u n g e n d e r
S e k t i o n e n .

(1) Die Wahl der O b m ä n n e r und der beiden
Obmannste l lver t re ter jeder Sektion {§ 34) er-
folgt in gesonderten Wahlgängen durch die
jeder Sektion angehörigen Mitglieder der Voll-
versammlung nach den Grundsätzen des Ver-
hältniswahlrechtes. Das Nähere regelt die Wah l -
o rdnung (§ 46).

(2) Der O b m a n n und seine beiden Stellver-
t re ter bilden das Präsidium der Sektion. Die
Best immungen des § 9, Abs. (1), gelten sinn-
gemäß.

(3) Die einer Sektion angehörenden Mitglieder
der Vol lversammlung bilden die Leitung der
Sektion. De r Sekt ionsobmann hat regelmäßig
die Leitung de r Sektion zu r Beratung über
sektionseigene Angelegenheiten (§ 41) einzu-
berufen. Er ha t hiezu den Präsidenten der Lan-
deskammer und den Kammeramtsd i rek tor einzu-
laden, welchen das Recht der Tei lnahme an der
Beratung zusteht . V o n dem Ergebnis der Be-
ra tung ist der Präsident schriftlich zu ver-
ständigen.

(4) Die nähere Regelung trifft die Geschäfts-
o rdnung (§ 54).

§ 13. S e k t i o n s t a g e .

(1) Die Leitung jeder Sektion kann zu r Be-
ratung wichtiger sektionseigener Angelegen-
heiten Sektionstage einberufen. De r Sektionstag
setzt sich aus dem O b m a n n und zwei O b m a n n -
stel lvertretern der Fachgruppenausschüsse zu-
sammen u n d ist jährlich einmal zur Entgegen-
nahme des Berichtes der Sektionsleitung abzu-
halten. Er ist auch einzuberufen, wenn es ein
Fünftel seiner Mitglieder ver langt .

(2) Die nähere Regelung trifft die Geschäfts-
o rdnung (§ 54).

§ 14. B e z i r k s s t e l l e n .
(1) Die Bezirksstellen haben best immte, ihnen

durch die Geschäftsordnung zugewiesene Auf-
gaben ihrer Landeskammer innerhalb eines poli-
tischen Bezirkes zu besorgen. Der Bezirksstelle
steht ein drei- bis fünfgliedriger Ausschuß vor,
der v o m Kammervors tand un te r tunlichster
Rücksichtnahme auf die Ergebnisse der letzten
Kammerwahlen nach den Grundsä tzen des Ver-
hältniswahlrechtes eingesetzt wi rd .

(2) Zur Unte r s tü t zung bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben haben sich die Fachgruppen der Be-
zirksstellen zu bedienen.

§ 15. K a m m e r a m t .

(l) Bei jeder Landeskammer wird ein Kam-
meramt errichtet. Im Kammeramt ist je eine
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eigene Abteilung für die Besorgung der Geschäfte
jeder Sektion (Sektionsgeschäftsstelle) und des
Wirtschaftsförderungsinstitutes sowie ein Refe-
rat für Konsumgenossenschaften, gemeinwirt-
schaftliche und öffentliche Unternehmungen ein-
zurichten.

(2) Dem Kammeramt obliegt die Besorgung
der Konzepts-, Kanzlei- und Kassageschäfte aller
in den selbständigen und übertragenen Wir-
kungsbereich der Kammer fallenden Angelegen-
heiten.

(3) Das Kammeramt untersteht hinsichtlich der
in den Wirkungsbereich der Landeskammer
fallenden Angelegenheiten dem Präsidenten der
Kammer.

§ 16. Ü b e r t r a g e n e r W i r k u n g s -
b e r e i c h d e s K a m m e r a m t e s .

Dem Kammeramt obliegt im übertragenen
Wirkungsbereich:

1. Die Führung der Wirtschaftsstatistik;
2. die Führung der Listen der Mitglieder der

Landeskammern [§ 3, Abs. (2)];
3. die Erstattung der Jahresberichte an die

Landeskammer behufs Vorlage an das Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau;

4. die den Landeskammern durch Gesetz oder
sonstige Vorschriften übertragene Registrierung
von Marken und Mustern und die Führung der
entsprechenden Register und Archive sowie die
Ausstellung von Zeugnissen über Eintragungen
in diese Register;

5. die Ausstellung von Zeugnissen über recht-
lich bedeutsame Tatsachen des Geschäftslebens;

6. die Besorgung sonstiger Angelegenheiten
der wirtschaftlichen Verwaltung, die ihm durch
ein Gesetz oder mit Zustimmung der Landes-
kammer oder der Bundeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft (§ 18) durch einen dem Amte
im Wege des Präsidiums zukommenden Auftrag
des Bundesministeriums für Handel und Wie-
deraufbau übertragen werden.

§ 17. K a m m e r a m t s d i r e k t o r .

(1) Der Kammeramtsdirektor muß rechtskun-
dig sein oder doch auf Grund eines abgeschlos-
senen Hochschulstudiums über jenes Maß an
Fachwissen und Erfahrungen verfügen, das die
einwandfreie Erfüllung seiner Aufgaben gewähr-
leistet. Er wird vom Vorstand der Landes-
kammer bestellt. Die Bestellung bedarf der Be-
stätigung der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft (§ 18).

(2) Der Kammeramtsdirektor zeichnet gemein-
sam mit dem Präsidenten nach Maßgabe des
§ 52 alle Ausfertigungen der Landeskammer und
allein nur alle Ausfertigungen des Kammer-
amtes, welche die im § 16 dieses Bundesgesetzes
aufgezählten Agenden betreffen.

A b s c h n i t t II.

Die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft.

§ 18. Z u s t ä n d i g k e i t und Sitz,
Wappenführung .

(1) Der räumliche Wirkungsbereich der Bun-
deskammer der gewerblichen Wirtschaft (Bundes-
kammer) erstreckt sich auf das ganze Bundes-
gebiet. Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen
Rechtes u n d hat ihren Sitz in Wien.

(2) Die Bundeskammer ist berechtigt, das
Bundeswappen der Republik Österreich mit der
Beifügung ihrer Bezeichnung zu führen.

§ 19. Aufgaben.
(1) Der Bundeskammer fallen alle Aufgaben

der Landeskammern (§§ 4 bis 6) zu, die über die
Zuständigkeit (§ 3) einer Landeskammer hinaus-
reichen.

(2) Die Bundeskammer ist insbesondere be-
rufen, Berichte, Gutachten und Vorschläge nach
Anhörung aller Landeskammern in folgenden
Angelegenheiten zu erstatten:

a) Zoll- und Handelspolitik, Außenhandels-
förderung, einschließlich Messen und Aus-
stellungen;

b) Finanz- und Kreditpolitik, Vertragsver-
sicherung;

c) Gewerbepolitik;
d) Verkehrs- und Tarifpolitik einschließlich

des Fremdenverkehrs;
e) Preis- und Kartellpolitik;
f) Zivil- und Strafrecht;
g) Patent-, Marken-, Muster- und Urheber-

recht und gewerblicher Rechtsschutz;
h) Gewerberecht, Recht wirtschaftlicher Ver-

einigungen;
i) allgemeine Fragen des Elektrizitäts- und

Wasserrechtes;
k) Arbeitsrecht, Arbeiter- und Angestellten-

schutz sowie Sozialversicherung;
l) Bundessteuer- und Abgabenrecht;

m) fachliche Ausbildung und Fortbildung im
Berufe;

n) öffentliches Lieferungswesen;
o) Wirtschaftspropaganda.

(3) Die Erstattung von Vorschlägen, Berichten
und Gutachten an die Bundesregierung sowie die
Pflege der Beziehungen zu ausländischen Inter-
essenvertretungen fällt in den Wirkungsbereich
der Bundeskammer.

(4) Weiters obliegt es der Bundeskammer:
a) die Geschäftsführung der nach diesem

Bundesgesetz gebildeten Körperschaften
unbeschadet der nach diesem Bundesgesetz
anderen Organen zustehenden Rechte all-
gemein zu regeln und zu beaufsichtigen,
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b) die Dienst- und Besoldungsverhältnisse des
Personals (§ 59) nach einheitlichen Grund-
sätzen zu regeln,

c) die Voranschläge und Rechnungsabschlüsse
der Landeskammern und Fachverbände
sowie deren Gebarung zu prüfen.

(5) Wenn die Bundeskammer gegen den Vor-
anschlag (Rechnungsabschluß) einer Landeskam-
mer Einspruch erhebt, ist diese berechtigt, binnen
vier Wochen nach Ablehnung der Genehmigung
die Entscheidung des Bundesministeriums für
Handel und Wiederaufbau einzuholen.

§ 20. O r g a n e d e r B u n d e s k a m m e r

Die Organe der Bundeskammer sind:
a) der Präsident,
b) das Präsidium,
c) der Vorstand,
d) der arbeitsrechtliche Ausschuß,
e) der Kammertag,
f) die Sektionsobmänner und -leitungen,
g) allgemeine Sektionstage.

§ 21. W a h l d e s P r ä s i d e n t e n .
Der Präsident der Bundeskammer, der nicht

Mitglied des Kammertages sein muß, und die
beiden Vizepräsidenten werden vom Kammertag
nach den Grundsätzen des Verhältniswahl-
rechtes gewählt.

§ 22. P r ä s i d i u m u n d V o r s t a n d .
(1) Das Präsidium besteht aus dem Präsiden-

ten und den beiden Vizepräsidenten.
(2) Der Vorstand besteht aus dem Präsidium

und den Obmännern der Sektionen der Bun-
deskammer sowie den Präsidien der Landes-
kammern.

(3) Die Bestimmungen des § 9, Abs. (1), (3)
und (4), gelten sinngemäß.

(4) Der Generalsekretär ist den Sitzungen des
Präsidiums und des Vorstandes mit beratender
Stimme beizuziehen.

§ 23. A r b e i t s r e c h t l i c h e r A u s s c h u ß .
Die Bestimmungen des § 10 dieses Bundes-

gesetzes gelten sinngemäß mit der Maßgabe, daß
an die Stelle der Fachgruppen die Fachverbände
treten.

§ 24. Kammertag.
(1) Der Kammertag besteht aus dem Präsidium

und den Präsidien (§ 25) der Sektionen der
Bundeskammer, den Präsidien sowie 42 Dele-
gierten der Ländeskammern und 35 Delegierten
der Fachverbände.

(2) Die Kammer der gewerblichen Wirtschaft
für das Burgenland entsendet einen, für Vor-
arlberg zwei, für Kärnten, für Salzburg und für
Tirol je drei, für Oberösterreich und für Steier-
mark je fünf, für Niederösterreich acht und für

Wien zwölf Delegierte. Bei der Wahl der Dele-
gierten ist tunlichst auf die Stärke und Bedeu-
tung der einzelnen Sektionen Bedacht zu
nehmen.

(3) Alle Fachverbände der Industrie und des
Gewerbes entsenden zusammen je zehn und alle
Fachverbände des Handels zusammen sieben,
alle Fachverbände des Geld-, Kredit- und Ver-
sicherungswesens zusammen zwei, alle Fachver-
bände des Verkehrs und alle Fachverbände des
Fremdenverkehrs zusammen je drei Delegierte.
Bei der Wahl der Delegierten ist auf eine ange-
messene Berücksichtigung der Länder Bedacht
zu nehmen. In der Sektion Handel müssen die
Unternehmungen der Konsumentenorganisa-
tionen durch ein Mitglied vertreten sein. Das
Nähere regelt die Wahlordnung (§ 46).

(4) Den Vorsitz im Kammertag führt der
Präsident der Bundeskammer. Dem Kammertag
obliegt die Beschlußfassung in folgenden Ange-
legenheiten:

a) Grundsätzliche Fragen des selbständigen
Wirkungsbereiches der Bundeskammer
(§ 4);

b) Erlassung der Schiedsgerichtsordnung (§ 5,
lit. f);

c) Entscheidungen nach § 4 1 , Abs. (9);
d) Geschäftsordnung der Bundeskammer,

Rahmengeschäftsordnungen für die Lan-
deskammern und für die beiderseitigen
Unterorganisationen (§ 54);

e) Haushaltsordnung (§ 56);
f) Umlagenordnung (§ 57);
g) Kontrollausschußordnung (§ 58);
h) Dienstordnung (§ 59);
i) Pensionsfondsregulativ (§ 60);
k) Beschlußfassung über den eigenen Voran-

schlag und Rechnungsabschluß sowie Prü-
fung der Voranschläge und Rechnungsab-
schlüsse der Landeskammern und aller
Fachverbände;

l) alle Angelegenheiten, die eine über den
Voranschlag hinausgehende Belastung des
Haushalts der Bundeskammer nach sich
ziehen;

m) Wahl der Mitglieder des Ausschusses des
Wirtschaftsförderungsinstitutes (§ 62);

n) Wahl seiner korrespondierenden Mitglie-
der (§ 48).

§ 25. O b m ä n n e r u n d L e i t u n g e n der
S e k t i o n e n .

Die Bestimmungen des §12 gelten sinngemäß.

§ 26. A l l g e m e i n e S e k t i o n s t a g e .

(1) Die Leitung der Sektion kann im Einver-
nehmen mit der Bundeskammer zur Beratung
wichtiger sektionseigener Angelegenheiten alle
der gleichen Sektion der Bundeskammer und
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aller Landeskammern angehörenden Kammer-
räte gemeinsam mit Vertretern der zugehörigen
Fachverbände in regelmäßigen Zeiträumen zu
einem allgemeinen Sektionstag einberufen.

(2) Die nähere Regelung ist in der Geschäfts-
ordnung (§ 54) zu treffen.

§ 27. G e n e r a l s e k r e t a r i a t .

(1) Bei der Bundeskammer wird ein General-
sekretariat errichtet. Für das Generalsekretariat
gelten die Bestimmungen der § § 1 5 und 16 sinn-
gemäß.

(2) Die Geschäfte der Bundeskammer dürfen
nicht mit denen einer Landeskammer gemein-
sam geführt werden. Es ist auch unzulässig, daß
Angehörige des Generalsekretariates mit der Be-
sorgung von Geschäften einer Landeskammer
betraut sind.

§ 28. G e n e r a l s e k r e t ä r .

(1) Der Generalsekretär muß rechtskundig sein.
Seine Bestellung erfolgt durch das Präsidium der
Bundeskammer und bedarf der Bestätigung des
Bundesministeriums für Handel und Wieder-
aufbau.

(2) Das Generalsekretariat untersteht dem Ge-
neralsekretär. Die Bestimmungen des § 17,
Abs. (2), gelten sinngemäß.

A b s c i h n i t t III.

A. Fachgruppen.

§ 29. W i r k u n g s b e r e i c h u n d M i t -
g l i e d e r d e r F a c h g r u p p e n .

(1) Die Fachgruppen haben die fachlichen
Interessen [§ 41 , Abs. (1)] ihrer Mitglieder zu
vertreten. Die Mitwirkung der Fachgruppen an
der Gewerbe- und Wirtschaftsverwaltung ist in
besonderen Gesetzen und Vorschriften ge-
regelt. Der räumliche Wirkungsbereich jeder
Fachgruppe erstreckt sich mindestens auf ein
Bundesland. Seine Grenzen müssen sich mit den
Grenzen eines oder mehrerer Bundesländer
decken.

(2) Wenn in einem Bundesland von der Er-
richtung eigener Fachgruppen abgesehen wird, ist
die Vertretung der einschlägigen fachlichen In-
teressen entweder einer gleichartigen Fachgruppe
mit entsprechend erweitertem räumlichen Wir-
kungskreis oder dem gleichartigen Fachverband
(§ 31) zu übertragen. Hiebei ist das Einverneh-
men mit allen beteiligten Landeskammern und
dem zuständigen Fachverband zu pflegen.

(3t Die Fachgruppen sind berufen, in ihrem
räumlichen und fachlichen Wirkungsbereich Kol-
lektivverträge zur Regelung der Arbeits- und
Lohnverhältnisse abzuschließen.

(4) Jeder Inhaber von Berechtigungen, die in
den Wirkungsbereich einer Fachgruppe fallen,
ist deren Mitglied.

(5) Die Mitgliedschaft wird durch die Erlan-
gung einer auf den Betrieb einer Haupt - oder
auch nur Zweigniederlassung lautenden ein-
schlägigen Berechtigung erworben.

(6) Die Mitgliedschaft ist unabhängig von der
Zahl der zustehenden Berechtigungen, weiters
davon, o b und in welchem Umfang diese Be-
rechtigungen ausgeübt werden. Sie gewährt bei
der Ausübung des Wahlrechtes innerhalb einer
Fachgruppe nur eine Stimme und endet mit
dem Erlöschen der letzten der sie begründenden
Berechtigungen.

§ 30. Organe.

(1) Organe der Fachgruppen sind:

a) der Vorsteher und seine Stellvertreter,

b) der Ausschuß,

c) die Fachgruppentagung.

(2) Der Vorsteher und seine Stellvertreter wer-
den vom Ausschuß nach den Grundsätzen des
Vehältniswahlrechtes gewählt.

(3) Der Ausschuß besteht aus mindestens 6 und
höchstens 48 Mitgliedern. Die Zahl der Aus-
schußmitglieder wird erstmalig in der Wahl-
ordnung unter tunlichster Berücksichtigung der
Zahl der Mitglieder und der wirtschaftliche Be-
deutung de r Fachgruppe festgesetzt.

(4) Änderungen in der Zahl der Mitglieder
der Fachausschüsse können nur bei wesentlicher
Veränderung der Mitgliederzahl oder wirtschaft-
lichen Bedeutung der Fachgruppe auf Antrag
der Sektionsleitung durch die Vollversammlung
der Landeskammer mit einer Mehrheit von
mindestens zwei Dri t te ln der abgegebenen Stim-
men festgesetzt werden.

(5) Die Bestimmungen des § 9, Abs. (3), gelten
sinngemäß.

(6) Die Fachgruppentagung ist mindestens ein-
mal im Jahr einzuberufen. An ihr sind alle Mit-
glieder der Fachgruppe teilnahmsberechtigt. Die
ihr vorbehaltenen Verhandlungsgegenstände sind
durch die Fachgruppenordnung (§ 32) zu be-
stimmen.

B. Fachverbände.

§ 3 1 . W i r k u n g s b e r e i c h , M i t g l i e d e r
u n d O r g a n e d e r F a c h v e r b ä n d e .

(1) Innerhalb jeder Sektion der Bundeskammer
werden Fachverbände errichtet. Sie haben die
fachlichen Interessen [§ 41 , Abs. (1)] der Mit-
glieder der gleichartigen Fachgruppen [§ 29,
Abs. (1)] zu vertreten. Grundsätzlich ist jede
Berechtigung, weiche die Kammermitgliedschaft
begründet, von einem Fachverband zu erfassen.

(2) Die Bestimmungen des § 29, Abs. (1)
und (3), gelten sinngemäß,
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(3) Organe des Fachverbandes sind
a) der Vorsteher und seine Stellvertreter,
b) der Ausschuß,
c) der Fachverbandstag.

Die Bestimmungen des § 30, Abs. (2), (3), (6),
und des § 9, Abs. (3), gelten sinngemäß.

(4) Der Fachverbandstag besteht aus den Vor-
stehern und sämtlichen . Mitgliedern der Aus-
schüsse der zugehörigen Fachgruppen.

§ 32. E r r i c h t u n g u n d B e a u f s i c h t i -
g u n g d e r F a c h g r u p p e n u n d F a c h -
v e r b ä n d e ( F a c h g r u p p e n o r d n u n g ) .

Das Bundesministerium für Handel und Wie-
deraufbau regelt auf Antrag der Bundeskammer,
der nur nach Anhörung aller Landeskammern
gestellt werden kann, im Einvernehmen mit den
beteiligten Bundesministerien durch Verordnung
(Fachgruppenordnung) die Errichtung der Fach-
gruppen und Fachverbände, insbesondere ihre
Zahl und Bezeichnung, ihren Wirkungsbereich
und die Handhabung des Aufsichtsrechtes.

A b s c h n i t t IV.

Gemeinsame Bestimmungen.

§ 33. F ü h r u n g d e r B e z e i c h n u n g
K a m m e r .

Die Führung der Bezeichnung Kammer mit
einem auf die Wirtschaft oder auf einen Wirt-
schaftszweig hinweisenden Zusatz, wie Handels-
kammer, Kammer für Gewerbe usw., durch an-
dere als die nach diesem Gesetz errichteten Kam-
mern (Bundeskammer) der gewerblichen Wirt-
schaft ist nur mit Genehmigung des Bundes-
ministeriums für Handel und Wiederaufbau zu-
lässig. Die unbefugte Führung ist verboten und
strafbar.

§ 34. G l i e d e r u n g .

(1) Die Bundeskammer und jede Landeskam-
mer gliedert sich in fachlicher Hinsicht in je eine
Sektion für die Unternehmungen

a) des Gewerbes,
b) der Industrie,
c) des Handels,
d) des Geld-, Kredit- und Versicherungs-

wesens,
e) des Verkehrs,
f) des Fremdenverkehrs.
(2) Die einzelnen Sektionen umfassen die in

den §§ 35 bis 40 (Sektionskatalog) angegebenen
Berechtigungen.

§ 35. S e k t i o n G e w e r b e .

Dieser Sektion gehören an: Die der Gewerbe-
ordnung unterliegenden Beschäftigungen mit
Ausnahme der in den §§ 36 bis 40 dieses Bun-
desgesetzes aufgezählten Tätigkeiten; die im § 3

der Verordnung B. G. Bl. Nr . 103/1924 unter
lit. b und c angeführten Ar ten v o n Wander-
gewerben.

§ 36. S e k t i o n I n d u s t r i e .

Dieser Sektion gehören an: Die fabriksmäßi-
gen Betriebe (§ 1 c der Gewerbeordnung), die
Bergbauunternehmungen, die Energie-Versor-
gungsunternehmungen, die Unternehmungen
der Filmproduktion und die Gas- und Wasser-
werke.

§37 . S e k t i o n H a n d e l .

Dieser Sektion gehören an: Die Handels- und
Handelsagenturgewerbe im Sinne der Gewerbe-
ordnung, die Warensensale, die Tabakver-
schleißer, der Hausierhandel und die im § 3
der Verordnung B. G. Bl. Nr. 103/1924 unter
lit. a angegebenen Arten von Wandergewerben.

§38. S e k t i o n Geld- , K r e d i t - u n d V e r -
s i c h e r u n g s w e s e n .

Dieser Sektion gehören an: Die Unterneh-
mungen des Geld-, Kredit- und Versicherungs-
wesens, ferner die Effektensensale, die Geschäfts-
stellen der Klassenlotterie und die Lottokollek-
turen, Versicherungsmakler, Versicherungsbe-
rater und Versicherungsvermittler.

§ 39. S e k t i o n V e r k e h r .

Dieser Sektion gehören an: Die Unterneh-
mungen des Eisenbahnverkehrs, der zivilen
Schiffahrt, des Kraftfahrlinienverkehrs, des
drahtlosen Nachrichten- und Rundspruchsver-
kehrs, des Last- und Personenfuhrwerks, die
Speditionsunternehmungen und die Vermittler
des Personen- und Lastenverkehrs sowie deren
Hilfsanstalten, Neben- und Hilfseinrichtungen,
die Garagen- und Tankstellenunternehmungen.

§ 40. S e k t i o n F r e m d e n v e r k e h r s -
u n t e r n e h m u n g e n .

Dieser Sektion gehören an: Die Tätigkeiten
des Gast- und Schankgewerbes, ferner Sana-
torien, Kuranstalten, Heilbäder, Bäder, Unter-
haltungsstätten mit Musik oder anderen Dar-
bietungen, in denen Speisen und Getränke ver-
abreicht werden, Privattheater, Lichtspieltheater,
Konzertlokalunternehmungen, -agenturen, The-
aterkartenbüros, Tanzschulen, -veranstaltungen,
Sportveranstaltungen, Spielbanken und Kasinos,
Fremdenführer, Bergführer, Dienstmänner,
Schausteller, Garderoben, Reisebüros, Fahrkar-
tenbüros.

§ 41. F a c h l i c h e u n d s e k t i o n s e i g e n e
A n g e l e g e n h e i t e n .

(1) Angelegenheiten, die die Interessen der
Mitglieder nur einer Fachgruppe (eines Fachver-
bandes) berühren, sind fachliche Angelegenheiten
dieser Fachgruppe (dieses Fachverbandes).
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(2) Angelegenheiten, die die Interessen der
Mitglieder von mehr als einer Fachgruppe (eines
Fachverbandes) der gleichen Sektion berühren,
sind sektionseigene Angelegenheiten dieser Sek-
tion.

(3) Der den Fachgruppen (Fachverbänden)
übertragene Wirkungsbereich (§ 29) fällt aus-
schließlich unter die fachlichen Angelegenheiten.

(4) Bezüglich der Beratung und Beschluß-
fassung über fachliche Angelegenheiten und in
arbeitsrechtlichen Angelegenheiten sowie bezüg-
lich deren Vertre tung nach außen sind die Fach-
gruppen (Fachverbände) im Rahmen ihres Wi r -
kungsbereiches selbständig und unabhängig.

(5) Der den Landeskammern u n d der Bundes-
kammer zukommende übertragene Wirkungs-
bereich [§ 5 und § 19, Abs. (1)] fällt unter die
sektionseigenen Angelegenheiten einer Sektion,
wenn er sich nur auf die Interessen von Mitglie-
dern dieser Sektion bezieht.

(6) Bei Beratung und Beschlußfassung in der
Vollversammlung, in Ausschüssen, beziehungs-
weise im Kammertag können, w o sektionseigene
Interessen einzelner Sektionen berühr t erscheinen,
die der gleichen Sektion angelhörenden Stimm-
berechtigten eine sektionsweise Abst immung ver-
langen und im Falle, als ihrem Standpunkte
nicht Rechnung getragen werden sollte, diesen
als Minori tä tsvotum anmelden.

(7) Die Vertre tung sektionseigener Angelegen-
heiten nach außen k o m m t einer Sektion jedoch
nur im Einvernehmen mit ihrer Landeskammer,
beziehungsweise der Bundeskammer zu.

(8) W e n n der gleichen Sektion angehörige
Fachgruppen (Fachverbände) die gleiche Ange-
legenheit als fachliche beanspruchen, entscheidet
die betreffende Sektion der Bundeskammer nach
Anhörung der Landeskammern, ob es sich um
eine fachliche Angelegenheit einer Fachgruppe
(eines Fachverbandes) oder eine sektionseigene
Angelegenheit de r Sektion handelt.

(9) Wenn die gleiche Angelegenheit von Fach-
gruppen (Fachverbänden), die nicht der gleichen
Sektion angehören, als fachliche oder von ver-
schiedenen Sektionen als sektionseigene Ange-
legenheit beansprucht wird, entscheidet die Bun-
deskammer nach Anhörung der Landeskammern,
ob es sich um eine fachliche, sektionseigene oder
gemeinsame (§ 42) Angelegenheit handelt und
welcher Fachgruppe, welchem Fachverband oder
welcher Sektion die Angelegenheit als fachliche,
beziehungsweise sektionseigene zukommt .

§ 42. G e m e i n s a m e A n g e l e g e n h e i t e n .

(1) Alle Angelegenheiten, die nicht von vorn-
herein oder auf Grund einer Entscheidung nach
§ 41 als fachliche oder sektionseigene Ange-
legenheiten gelten, sind gemeinsame Angelegen-
heiten.

(2) Gemeinsame Angelegenheiten fallen nach
Maßgabe der § § 3 , 18 und 19 ausschließlich in
die Zuständigkeit einer Landeskammer oder der
Bundeskammer.

(3) Jede Landeskammer u n d die Bundeskam-
mer hat vor Beschlußfassung über gemeinsame
Angelegenheiten den interessierten Fachgruppen
(Fachverbänden) oder Sektionen tunlichst Ge-
legenheit zur Abgabe einer Äußerung zu geben.

§ 4 3 . I n t e r e s s e n a u s g l e i c h .

(1) Die Organe der Landeskammern und der
Bundeskammer haben bei Beschlußfassung über
gemeinsame Angelegenheiten im Wege des In-
teressenausgleichs einen einstimmigen Beschluß
anzustreben. K o m m t hierbei keine Stimmenein-
helligkeit zustande, ist an die zuständige Stelle
die dem Mehrheitsbeschluß entsprechende Äuße-
rung zu erstatten und ausdrücklich als Mehr-
heitsäußerung zu bezeichnen.

(2) Die Minderheit de r Mitglieder eines be-
schlußfassenden Organes, die der gleichen Sek-
tion oder Fachgruppe (dem gleichen Fachver-
band) angehört , kann verlangen, d a ß ihr abge-
lehnter Antrag dem zu erstattenden Gutachten
angeschlossen wird.

(3) Dieselbe Bestimmung ist sinngemäß anzu-
wenden, wenn eine Landeskammer ein abwei-
chendes Gutachten abgibt.

§ 44. W a h l e n .

(1) Die Organe der nach diesem Gesetz ge-
bildeten Körperschaften werden auf Grund des
allgemeinen, gleichen und geheimen Wahlrechtes
nach den Grundsätzen des Verhältniswahl-
rechtes gewählt, wobei durch einen Wahlgang
gleichzeitig mehrere Funktionen übertragen wer-
den können. Die Wahlen in die Fachgruppen
erfolgen direkt, die übrigen Wahlen indirekt.

(2) Die Wahl von Organen der Landeskam-
mern und der Bundeskammer wird getrennt
nach Sektionen abgehalten. Jede Sektion bildet
einen Wahlkörper .

(3) Bei der Wahl von Kollektivorganen sind
gleichzeitig so viel Ersatzmitglieder wie Mitglie-
der zu wählen.

§ 45. W a h l r e c h t und W ä h l b a r k e i t .
(1) Wahlberechtigt sind alle Mitglieder [§ 3 ,

Albs. (2)] der Landeskammern. Das Wahlrecht
juristischer Personen und offener Handelsgesell-
schaften (Kommanditgesellschaften) wird durch
mit Firmenvollmacht ausgestattete Vertre ter aus-
geübt. Die Ausübung des Wahlrechtes im Falle
der Verpachtung und Stellvertretung wird durch
die Wahlordnung geregelt.

(2) Ausgeschlossen v o m Wahlrecht sind alle
Personen,

a) die vom Wahlrecht in die gesetzgebende
Körperschaft ausgeschlossen sind oder bei
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Besitz der Staatsbürgerschaft und Errei-
chung des Wahlalters ausgeschlossen wären,

b) die voll oder beschränkt entmündigt sind,
c) über deren Vermögen ein Konkurs- oder

hinsichtlich derer ein Ausgleichsverfahren
eröffnet ist,

d) denen die Berechtigung, auf der ihre Be-
rufstätigkeit beruht, für eine bestimmte
Zeit entzogen wurde, während der Dauer
der Entziehung.

Sonstige Wahlausschließungsgründe bestimmt
die Wahlordnung (§ 46).

(3) Wählbar sind alle wahlberechtigten
[Abs. (1)] österreichischen Staatsbürger, die am
Tage der Wahlausschreibung das 25. Lebensjahr
vollendet haben, wenn die das Wahlrecht be-
gründende Berechtigung durch den Wahlwerber,
beziehungsweise durch die juristische Person,
deren Vertreter gewählt werden soll, seit min-
destens einem Jahr ausgeübt wird.

§ 46. W a h l o r d n u n g .
Die näheren Vorschriften über die Ausübung

des Wahlrechtes [§ 45, Abs. (1)] sowie über die
Vorbereitung und Durchführung von Wahlen
werden vom Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau im Verordnungswege erlassen.

§ 47. A u s ü b u n g der F u n k t i o n .

(1) Die Funktionsdauer aller Organe der Lan-
deskammern und der Bundeskammer beträgt
fünf Jahre.

(2) Alle Funktionäre der Landeskammern und
der Bundeskammer sind berechtigt, während der
Dauer ihrer Funktion den Titel Kammerrat zu
führen. Die unbefugte Führung dieses Titels ist
strafbar.

(3) Sämtliche Mandatare üben ihre Tätigkeit
ehrenamtlich und ohne Bindung an einen Auf-
trag aus, sie sind verpflichtet, an den Sitzungen
teilzunehmen, ihre Wahl in Ausschüsse anzuneh-
men und die ihnen zugewiesenen Berichte aus-
zuarbeiten. Die ihnen bei Ausübung ihrer Tätig-
keit erwachsenden Barauslagen werden in der
Art und in dem Ausmaß vergütet, wie es die
Geschäftsordnung vorsieht.

(4) Einzelorgane und Mitglieder von Kollektiv-
organen, bei denen nachträglich Umstände ein-
treten oder bekannt werden, die ihre Wählbar-
keit ausschließen, oder die sich eine gröbliche
Verletzung oder Vernachlässigung ihrer Pflichten
zu Schulden kommen lassen, sind von der Auf-
sichtsbehörde abzuberufen.

(5) Einzelorgane und Mitglieder von Kollek-
tivorganen, gegen welche wegen einer die Aus-
schließung von der Wählbarkeit begründenden
strafbaren Handlung ein Strafverfahren einge-
leitet wurde, ferner jene, über deren Vermögen
das Konkurs- oder hinsichtlich derer das Aus-

gleichsverfahren eröffnet wurde, sind bis zum
rechtskräftigen Abschluß des Straf-, beziehungs-
weise Konkurs- oder Ausgleichsverfahrens von
der Aufsichtsbehörde zu suspendieren.

(6) Scheidet ein Mitglied eines Kollektivorgans
vor Ablauf seiner Funktionsdauer aus, so fällt
das Mandat dem der Reihenfolge nach nächsten
nichtberufenen Kandidaten der Liste zu, der der
Ausgeschiedene angelhört hat. Bei Ausscheiden
eines Einzelorgans ist für den Rest der Funk-
tionsperiode eine Neuwahl vorzunehmen.

§ 48. K o r r e s p o n d i e r e n d e Mit -
g l i e d e r .

Jede Landeskammer kann mit Beschluß der
Vollversammlung, die Bundeskammer mit Be-
schluß des Kammertages Personen von beson-
derer Bedeutung für das Wirtschaftsleben für
die Dauer der jeweiligen Funktionsperiode der
Kammerorgane zu korrespondierenden Mitglie-
dern wählen. Die korrespondierenden Mitglie-
der sind berechtigt, den Titel Kammerrat zu
führen und können den Sitzungen mit beraten-
der Stimme beigezogen werden. Ihre Zahl darf
ein Zehntel der Kammerräte der betreffenden
Kammer nicht übersteigen.

§ 49. Ö f f e n t l i c h e S i t z u n g e n .
Die Sitzungen des Kammertages und der

Vollversammlung sind öffentlich. Ausnahmen
werden durch die Geschäftsordnung (§ 54) oder
durch besonderen Beschluß bestimmt. Ober An-
gelegenheiten des Voranschlages und Rechnungs-
abschlusses kann nur in öffentlicher Sitzung be-
raten und beschlossen werden.

§ 50. V e r h a n d l u n g e n .
(1) Kammertag und Vollversammlungen sind

vom Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens
jedoch einmal im Jahr einzuberufen. Außer-
ordentliche Sitzungen sind einzuberufen, wenn
ein Fünftel der Mitglieder es verlangt.

(2) Die Verhandlungsgegenstände sind den
Mitgliedern vor jeder Sitzung schriftlich recht-
zeitig mitzuteilen. Andere Gegenstände können
nur verhandelt werden, wenn ihnen durch Be-
schluß die Dringlichkeit zuerkannt wird.

§ 51. N i c h t ö f f e n t l i c h e S i tzungen .
Die Sitzungen der übrigen Organe sind nicht

öffentlich. Die Bestimmungen des § 50 gelten
sinngemäß.

§ 52. Ver tre tung , Aus fer t igungen .
(1) Der Präsident einer Landeskammer (der

Bundeskammer) ist für die Beobachtung der ge-
setzlichen Vorschriften, insbesondere für. die
Einhaltung des Wirkungskreises der Kammer
und für die Vollziehung ihrer Beschlüsse ver-
antwortlich.
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(2) Er ist der gesetzliche Vertreter der Lan-
deskammer (Bundeskammer), er leitet und über-
wacht ihre gesamte Geschäftsführung und be-
sorgt die laufenden Geschäfte. Der Präsident
beurkundet die Kammerbeschlüsse und fertigt
die von der Landeskammer (Bundeskammer)
ausgehenden Mitteilungpen, Eingaben und son-
stigen Schriftstücke grundsätzlichen Inhaltes ge-
meinsam mit dem Kammeramtsdirektor (§ 17),
beziehungsweise Generalsekretär (§ 28).

(S) Der Präsident ist befugt, nach Maßgabe der
Geschäftsordnung seine Vertretungs- und Zeich-
nungsbefugnis für bestimmte Geschäfte im allge-
meinen oder im Einzelfalle einem oder beiden
Vizepräsidenten zu übertragen.

(4) Die Bestimmungen der Abs. (1) bis (3) gel-
ten sinngemäß für die Sektionen und die Fach-
gruppen (Fachverbände).

§ 53. Stellvertretung.
(1) Bei Einzelorganen obliegt die Stellvertre-

tung dem vorgesehenen Stellvertreter.
(2) Eine Vertretung vorübergehend abwesen-

der oder verhinderter Mitglieder von Kollektiv-
organen ist nicht vorgesehen.

§ 54. Geschäftsordnung.
(1) Die Bundeskammer beschließt für ihre Ge-

schäftsführung eine Geschäftsordnung und für
die Geschäftsführung der Landeskammern und
Fachgruppen (Fachverbände) Rahmengeschäfts-
ordnungen.

(2) Die nach Abs. (1) beschlossenen Geschäfts-
ordnungen bedürfen der Genehmigung des Bun-
desministeriums für Handel und Wiederaufbau.

(S) Jede Landeskammer und Fachgruppe (jeder
Fachverband) ist bei Beschließung ihrer Ge-
schäftsordnung an die für sie geltende Rahmen-
geschäftsordnung gebunden.

§ 55. Jahresvoranschlag und Rech-
nungsabschluß.

(1) Die nach diesem Gesetz gebildeten Körper-
schaften haben alljährlich bis längstens 31. Ok-
tober einen Jahresvoranschlag für das nächste
Jahr aufzustellen.

(2) Bis zu diesem Zeitpunkte ha t jeder Fach-
verband seinen Voranschlag der Bundeskammer
und jede Fachgruppe ihren Voranschlag der
Landeskammer zur Prüfung vorzulegen. Jede
Landeskammer ha t bis längstens 15. November
ihren eigenen Voranschlag und die geprüften
Voranschläge ihrer Fachgruppen der Bundes-
kammer zur Prüfung vorzulegen.

(S) Die Bundeskammer hat ihren eigenen Vor-
anschlag u n d die geprüften Voranschläge der
Landeskammern bis 15. Dezember dem Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau zur
Genehmigung vorzulegen.

(4) Alljährlich sind die Rechnungsabschlüsse des
Vorjahres bis längstens 31. März zur Genehmi-
gung vorzulegen. Die Bestimmungen der Abs. (1)
bis (3) gelten sinngemäß.

(5) Die genehmigten Voranschläge und Rech-
nungsabschlüsse sind zur Einsicht aufzulegen. Das
Nähere bestimmt die Geschäftsordnung ( § 5 4 ) .

§ 56. H a u s h a l t s o r d n u n g .
(1) Bei der Aufstellung der Voranschläge und

Rechnungsabschlüsse sind die Bestimmungen der
Haushaltsordnung zu beachten.

(2) Die Haushaltsordnung hat auch die Ver-
waltung und Anlage des Vermögens der nach
diesem Gesetz gebildeten Körperschaften zu
regeln.

§57. D e c k u n g der Kos t en .
(1) Zur Bestreitung der in den genehmigten

Jahresvoranschlägen vorgesehenen, durch beson-
dere Einnahmen nicht gedeckten Auslagen wer-
den von allen Mitgliedern der Landeskammern
Beiträge eingehoben, die erstens aus einer Grund-
umlage und zweiten, aus einem Zuschlag zur
Gewerbesteuer bestehen.

(2) Die Grundumlage wird zur Deckung der
durch besondere Einnahmen nicht gedeckten
Auslagen der Fachgruppen und Landeskammern
eingehoben. Die anteilmäßige Aufteilung regelt
die Rahmenordnung. Die Höhe der Grundum-
lage wird von der Fachgruppe beschlossen.
Dieser Beschluß unterliegt der Genehmigung
durch die Landeskammer.

(3) Zur Deckung der weder durch besondere
Einnahmen noch durch die Grundumlage ge-
deckten Auslagen der Landeskammern sowie der
durch besondere Einnahmen nicht gedeckten
Auslagen der Bundeskammer wird ein Zu-
schlag zur Gewerbesteuer vorgeschrieben und
mit dieser Steuer eingehoben. Liegt eine
Gewerbesteuer nicht vor, so ist zum Zwecke
der Umlageberechnung von den Einkünften aus
der die Kammerzugehörigkeit begründenden
Tätigkeit eine Gewerbesteuer zu errechnen.

(4) Der Bundeskammer obliegt die Beschluß-
fassung über die Höhe ihres Zuschlages zur Ge-
werbesteuer.

(5) Der räumlich zuständigen Landeskammer
obliegt die Beschlußfassung über die Höhe
ihres Zuschlages zur Gewerbesteuer sowie die
Vorschreibung und Einhebung der Grundum-
lage.

(6) Der Zuschlag der Bundeskammer und der
räumlich zuständigen Landeskammer zur Ge-
werbesteuer ist von den Finanzbehörden gegen
eine Einhebungsvergütung von höchstens 4 v. H .
vorzuschreiben, einzuheben und der zuschlags-
berechtigten Kammer zu überweisen. Bei U n -
ternehmen mit dem Sitze in Wien, deren Be-
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triebsstätten sich in Niederösterreich befinden,
ist der Zuschlag an die Landeskammer für
Niederösterreich zu überweisen.

(7) Die" Beschlußfassung über die Höhe der
Einverleibungsgebühren, die anläßlich Erlangung
von Berechtigungen zum Betrieb von kammer-
zugehörigen Unternehmungen zu entrichten
sind, und deren Einhebung obliegt jeder Fach-
gruppe für ihren Bereich. Der Beschluß bedarf
der Genehmigung des Bundesministeriums für
Handel und Wiederaufbau. Die Fachgruppen
haben einen von ihrer Landeskammer zu be-
stimmenden Teil dieser Einnahmen ihrem Fach-
verband für Zwecke, der Wirtschaftsförderung
abzuführen.

(8) Für Sonderleistungen, insbesondere für die
Ausstellung von Ursprungszeugnissen und an-
dere Beurkundungen im zwischenstaatlichen,
Warenverkehr können angemessene Gebühren
vorgeschrieben werden.

(9) Die näheren Vorschriften über die U m -
lage erläßt das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau auf Antrag der Bundes-
kammer im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministerien durch Verordnung (Umlagen-
ordnung).

(10) Rückständige Umlagen können im Ver-
waltungswege eingetrieben werden.

(11) Die Bundeskammer ist berechtigt, Rah-
menbest immungen über den Zuschlag der
Landeskammern zur Gewerbesteuer, die Grund-
umlagen, die Einverleibungsgebühren und die
Gebühren für Sonderleistungen zu erlassen,
u m eine möglichst niedrige und gleichmäßige
Belastung der Zahlungspflichtigen Un te rnehmun-
gen und eine zweckentsprechende Verwendung
der Eingänge zu gewährleisten.

(12) Jede Kammer erstellt für ihren Wirkungs-
bereich eine Rahmenordnung für die von den
Fachgruppen zu beschließenden laufenden Bei-
träge und sonstigen Gebühren aller Ar t , sowie
für deren Verteilung auf die Fachgruppen, Fach-
verbände und Wirtschaftsförderungsinstitute.
Die von den Landeskammern für die Fach-
gruppen eingehobenen Anteile an der Grund-
umlage und sonstigen den Fachgruppen zustehen-
den Gebühren aller Art werden diesen nach Ent-
richtung der Beitragsanteile an die Fachverbände
und Wirtschaftsförderungsinstitute gemäß ihren
Eingängen überwiesen. Die Fachgruppen ver-
walten diese nach Maßgabe der Rahmenordnung
autonom. Sie dienen zur Deckung der voran-
schlagsmäßigen Ausgaben. Die Voranschläge
aller genannten Körperschatten sind unter
strenger Bedachtnahme auf die mit Gewißheit
zu erwartenden Eingänge zu erstellen.

(13) Betreibt ein Unte rnehmer in mehr als
einem Bundesland Unternehmungen, oder liegen
Hauptbetriebsstät te und Niederlagen oder son-
stige Betriebsstätten in verschiedenen Bundes-

ländern, so ha t die die Umlage empfangende
Landeskammer entsprechende Anteile der U m -
lage den in Betracht kommenden Landeskam-
mern zu überweisen. Die Richtlinien für die Be-
rechnung der Anteile, die unter tunlichster
Bedachtnahme auf das Verhältnis der Summen
der in den Betrieben, beziehungsweise Betriebs-
stät ten ausbezahlten Arbeitsentgelte festzusetzen
sind, werden von der Bundeskammer festgesetzt.

§ 58. G e b a r u n g s k o n t r o l l e .

(1) Z u r Kontrol le der Gebarung der nach die-
sem Gesetz errichteten Körperschaften wird ein
Kontrollausschuß der Bundeskammer einge-
richtet.

(2) Der Kontrollausschuß wird v o m Kammer -
tag mi t einer Mehrhei t v o n mindestens zwei
Dri t te ln der abgegebenen gültigen St immen nach
den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes ge-
wählt. Wählbar sind nur Personen, die außer
den allgemeinen Erfordernissen der Wählbar-
keit (§ 45) die erforderliche Sachkenntnis besitzen
und nicht für die Rechnungslegung einer nach
diesem Gesetz errichteten Körperschaft verant-
wortlich sind.

(S) Der Kontrollausschuß hat seine Berichte
unmit telbar dem Präsidenten der Bundeskammer
und , soweit sich ein Bericht auf eine Landes-
kammer bezieht, auch deren Präsidenten zu er-
statten. Eingelangte Berichte sind vom Präsiden-
ten der Bundeskammer dem Vorstand und dem
nächsten Kammertag und vom Präsidenten der
Landeskammer dem Vorstand und der nächsten
Vollversammlung zur Kenntnis zu bringen. Die
Mitglieder des Kontrollausschusses sind bei der
Ausübung ihres Amtes a n keine Weisungen ge-
bunden.

(4) Während der Dauer ihres Amtes können
sie keine andere Funkt ion innerhalb der nach
diesem Gesetze errichteten Körperschaften be-
kleiden.

(5) Der Kontrollausschuß hat außer der ziffern-
mäßigen Richtigkeit auch die Wirtschaftlichkeit
und Zweckmäßigkeit der Gebarung zu über-
prüfen.

(6) Die nähere Regelung erläßt das Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau im
Einvernehmen mi t dem Bundesministerium für
Finanzen auf Antrag der Bundeskammer.

§ 59. Personal.

(1) Das gesamte Personal der nach diesem
Bundesgesetz errichteten Körperschaften bildet
einen einheitlichen Körper . Sämtliche Beschlüsse,
das Personal betreffend, werden mit mindestens
zwei Dri t te l Mehrheit von dem bei der Bundes-
kammer zu bildenden Ausschuß gefaßt, dem die
Mitglieder des Präsidiums der Bundeskammer
sowie die Präsidenten der Landeskammern ange-
hören. Beschlüsse, betreffend jene Angehörigen
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des Personals, die in den Bereich einer Landes-
kammer gehören, können nur im Einvernehmen
mit dem Präsidium dieser Kammer gefaßt wer-
den. Handelt es sich um das Personal, das bei
Fachgruppen, Fachverbänden oder Sektionen ver-
wendet wird, erstreckt sich das Einvernehmen
auch auf die leitenden Organe dieser Körper-
schaften, beziehungsweise Dienststellen. Ebenso
hat die Abberufung eines Angestellten auf Ver-
langen dieser Stellen zu erfolgen. Im übrigen
kann bei Vorliegen gewichtiger Gründe der
Ausschuß auch von sich aus die Ab-
berufung verfügen. Der Vorstand der Bundes-
kammer hat in jenen Fällen zu entscheiden, in
denen das Einvernehmen zwischen dem Präsi-
dium der Landeskammer und der Leitung einer
der genannten Körperschaften nicht hergestellt
werden kann.

(2) Sämtliche im Bereich einer Landeskammer
beschäftigten Angehörigen des Personals unter-
stehen in dienstrechtlicher Beziehung ausschließ-
lich dem Präsidenten der Kammer und in diszi-
plinärer Hinsicht dem Obmann der Körper-
schaft, bei der sie verwendet werden.

(3) Die Angehörigen des Personals müssen die
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen und
die Gewähr dafür bieten, daß sie jederzeit rück-
haltslos für die unabhängige demokratische Re-
publik Österreich eintreten werden. Jeder Ange-
hörige des Personals hat ein Dienstgelöbnis zu
leisten.

(4) Die näheren dienstrechtlichen Bestimmun-
gen einschließlich der Bestimmungen über Be-
soldung sowie Ruhe- und Versorgungsgenüsse
hat die Dienstordnung zu enthalten, die für das
ganze Personal Geltung hat und der Genehmi-
gung des Bundesministeriums für Handel und
Wiederaufbau im Einvernehmen mit den betei-
ligten Bundesministerien bedarf.

§ 60. P e n s i o n s f o n d s .

(1) Bei der Bundeskammer wird für das
pensionsberechtigte Personal der nach diesem Ge-
setz errichteten Körperschaften ein Pensionsfonds
gebildet.

(2) Nähere Bestimmungen werden durch das
auf Antrag des Ausschusses (§ 59) vom Kam-
mertag zu beschließende Pensionsfondsregulativ
erlassen, das der Genehmigung des Bundes-
ministeriums für Handel und Wiederaufbau im
Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien bedarf.

§ 61. W i r t s c h a f t s f ö r d e r u n g .

(1) Bei jeder Landeskammer und der Bundes-
kammer ist ein Wirtschaftsförderungsinstitut zu
errichten, das eine Abteilung des Kammeramtes
(Generalsekretariates) bildet, wenn nicht bereits
eine auf den örtlichen Wirkungsbereich der
Landeskammer abgestellte gesetzlich festgelegte
gleichartige Einrichtung besteht.

(2) Die Aufgaben der Wirtschaftsförderungs-
institute sind insbesondere:

a) Allgemeine Wirtschaftsförderung,
b) technische Wirtschaftsförderung,
c) Propaganda und Reklame,
d) Messen, Ausstellungen, Musterschauen,
e) kulturelle und künstlerische Wirtschafts-

förderung,
f) berufliche Schulung und Bildungswesen,

g) Wirtschaftsförderung durch Film und dar-
stellende Kunst.

(3) Der Bundeskammer obliegt es:

a) die Tätigkeit der Institute der Landes-
kammern zu beeinflussen sowie in Art,
Umfang und Richtung zu vereinheitlichen,

b) im eigenen Wirkungsbereich die Aufgaben
zu behandeln, die über den Wirkungs-
bereich einer Landeskammer hinausgehen
oder von allgemeiner oder grundsätzlicher
Bedeutung sind,

c) die ihr eigenen Einrichtungen zu ver-
walten.

§ 6 2 . G e s c h ä f t s f ü h r u n g d e r W i r t -
s c h a f t s f ö r d e r u n g s i n s t i t u t e .

(1) Das Wirtschaftsförderungsinstitut jeder
Landeskammer wird von einem Kuratorium,
das Wirtschaftsförderungsinstitut der Bundes-
kammer von einem Ausschuß verwaltet. Das
Kuratorium (der Ausschuß) wählt aus seiner
Mitte den Vorsitzenden (Kurator), dem Sitz
und beratende Stimme im Vorstand der
Landeskammer (Bundeskammer) zukommt.

(2) Die Mitglieder des Kuratoriums des Wirt-
schaftsförderungsinstitutes jeder Landeskammer
werden von der Vollversammlung auf die
Dauer ihrer Funktionsperiode mit mindestens
zwei Drittel Mehrheit gewählt. Sie müssen nicht
dem Kreise der Mitglieder der Vollversammlung
angehören. Ihre Zahl wird in der Geschäfts-
ordnung festgesetzt, die auch die angemessene
Berücksichtigung aller Fachgruppen (Fachver-
bände) bei der Wahl der Kuratoriumsmitglieder
zu regeln hat.

(3) Dem Ausschuß des bei der Bundeskammer
errichteten Wirtschaftsförderungsinstitutes ge-
hören an:

a) Die Vorsitzenden der Kuratorien der Wirt-
schaftsförderungsinstitute der Kammern;

b) weitere fünfzehn vom Kammertag mit
mindestens zwei Drittel Mehrheit zu
wählende Mitglieder, die nicht dessen Mit-
glieder sein müssen.

Die Mandate der Mitglieder der Kuratorien
(des Ausschusses) erlöschen mit Ablauf der
Funktionsperiode der entsendenden Kammer.
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Der Kurator darf nicht zugleich Mitglied eines
Kuratoriums des Wirtschaftsförderungsinstitutes
einer Landeskammer sein.

(4) Jede Landeskammer und die Bundes-
kammer sorgen im Rahmen ihres Jahres-
voranschlages für die Bereitstellung der zur
Erfüllung der Aufgaben ihres Wirtschaftsförde-
rungsinstitutes erforderlichen Mittel. Diese wer-
den vom Kuratorium (Ausschuß) gemeinsam mit
den etwa aufgesparten Vermögenschaften sowie
mit sonstigen dem Kuratorium zukommenden
Zuwendungen (Subventionen) als Sonderver-
mögen verwaltet und auf Grund eigener Be-
schlußfassung verwendet. Die Rechnungslegung
erfolgt im Rahmen des Rechnungsabschlusses
der Landeskammer (Bundeskammer).

§ 63. V e r h ä l t n i s zu B e h ö r d e n u n d
K ö r p e r s c h a f t e n .

Die staatlichen und autonomen Behörden, die
Arbeiterkammern und deren Büros, die Land-
wirtschaftskammern und alle sonstigen auf Grund
gesetzlicher Bestimmungen zur Vertretung wirt-
schaftlicher Interessen berufenen oder auf Grund
freier Vereinbarung hiezu errichteten Körper-
schaften, die Mitglieder der Landeskammern
[§ 3, Abs. (2)] sowie die Anstalten der Sozial-
versicherung sind verpflichtet, den Kammern
der gewerblichen Wirtschaft auf Verlangen
die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen und sie in ihrer
Wirksamkeit zu unterstützen. Zu dem gleichen
Verhalten gegenüber den vorgenannten Behörden
und Körperschaften sind die Kammern der ge-
werblichen Wirtschaft verpflichtet.

§ 64. P a r i t ä t i s c h e A u s s c h ü s s e .

Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau kann im Einvernehmen mit den
fachlich zuständigen Bundesministerien verfügen,
daß einzelne Landeskammern und die Bundes-
kammer mit anderen zur Vertretung wirtschaft-
licher Interessen gesetzlich berufenen Körper-
schaften zur Beratung gemeinsamer Angelegen-
heiten oder zur Leitung gemeinsamer Einrich-
tungen Ausschüsse schaffen, in denen diese
Körperschaften gleichmäßig vertreten sind.

§ 65. A u s l a n d s k a m m e r n .

Kammern zur Vertretung österreichischer
Wirtschaftsinteressen im Auslande bedürfen zu
ihrer Anerkennung der Genehmigung des
Bundesministeriums für Handel und Wieder-
aufbau. Die Bundeskammer kann diesbezügliche
Vorschläge erstatten.

§ 66. V e r s c h w i e g e n h e i t s p f l i c h t .

Alle Funktionäre und das gesamte Personal
der nach diesem Gesetz gebildeten Körperschaften

sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt
ist, zur Verschwiegenheit über alle ihnen aus
ihrer amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen
Tatsachen verpflichtet. Von dieser Verpflichtung
kann über Verlangen eines Gerichtes oder einer
Behörde der zuständige Vorgesetzte entbinden.

§ 67. O r d n u n g s s t r a f e n .

(1) Kammermitglieder [§ 3, Abs. (2)], die von
einer Kammer der gewerblichen Wirtschaft oder
einer Fachgruppe oder einem Fachverbande ab-
verlangte Auskünfte, Nachweisungen oder Mel-
dungen überhaupt nicht oder verspätet, un-
vollständig oder unrichtig liefern, können mit
Ordnungsstrafen von 10 Schilling bis 2500 Schil-
ling belegt werden.

(2) Die Ordnungsstrafen werden unbeschadet
der weiter bestehenden Auskunftspflicht vom
Kammeramt schriftlich verhängt, gegen dessen
Entscheidung binnen einer Woche nach Zustel-
lung die beim Kammeramt einzubringende Be-
rufung an das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau Zulässig ist.

(3) Für verhängte Ordnungsstrafen haftet das
betreffende Unternehmen. Die Strafbeträge wer-
den im Wege der politischen Exekution ein-
getrieben und fließen einem vom Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau über
Antrag der Bundeskammer zu bestimmenden
gemeinnützigen Zweck zu.

§68. A u f s i c h t s b e h ö r d e n .

Die Kammern . der gewerblichen Wirtschaft
und die Fachverbände werden vom Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau, er-
forderlichenfalls im Einvernehmen mit den be-
teiligten Bundesministerien beaufsichtigt.

(2) Die Aufsicht umfaßt die Sorge für die ge-
setzmäßige Führung der Geschäfte und Aufrecht-
erhaltung des ordnungsmäßigen Ganges der Ver-
waltung. Die Aufsichtsbehörde ist bei Hand-
habung ihres Aufsichtsrechtes insbesondere be-
rechtigt, Beschlüsse aufzuheben.

§69. G e b ü h r e n f r e i h e i t .

(1) Die Rechtsgeschäfte, Rechtsurkunden, Amts-
handlungen und Schriften, die zur Durchfüh-
rung, der im § 71 dieses Bundesgesetzes vorge-
sehenen Vermögensübertragungen erforderlich
sind, sind von den Stempel- und Rechtsgebühren
befreit.

(2) Das gleiche gilt für den Schriftwechsel der
nach diesem Bundesgesetz gebildeten Körper-
schaften mit den öffentlichen Behörden und
Ämtern; im gerichtlichen Verfahren gelten
jedoch die Vorschriften der Gerichtsgebühren-
novelle samt den dazu ergangenen Durchfüh-
rungsbestimmungen.
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§ 70. Übergangsbes t immungen .

(1) Die Kammern der gewerblichen Wirtschaft
nehmen ihre Tätigkeit am 1. Jänner 1947 auf.
Bis zu diesem Zei tpunkt setzen die bestehenden
Kammern für Handel , Gewerbe, Industrie, Geld-
und Kreditwesen ihre Tätigkeit fort.

(2) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau bestellt einvernehmlich mit den
zuständigen Ministerien bis zur Durchführung
der Wahlen die in diesem Bundesgesetz vorge-
sehenen Vorstände der Bundeskammer und der
Landeskammern, die in sinngemäßer Anwendung
der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes be-
rechtigt sind, die dem Kammertag der Bundes-
kammer, beziehungsweise den Vollversamm-
lungen der Landeskiammern zukommenden Be-
schlüsse zu fassen sowie die Präsidien und Lei-
tungen de r Sektionen und Vorstehungen, be-
ziehungsweise Ausschüsse de r Fachgruppen und
Fachverbände zu bestellen und Bezirksstellen der
Kammern zu errichten.

(8) Nach Erlassung der Wahlordnung (§ 46)
und Konstituierung der Fachgruppen sind alle
Wahlen ohne unnötigen Aufschub auszuschreiben
und durchzuführen.

§ 71. Vermögensübertragung.

(1) Die Rechte und Verbindlichketten der
Kammern für Handel , Gewerbe, Industrie,
Geld- u n d Kreditwesen und ihrer Unte r -
organisationen gehen auf die nach diesem
Bundesgesetz errichteten Körperschaften über,
welche i n räumlicher und fachlicher Hin-
sicht und in sinngemäßer Auslegung der Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes an deren Platz
t re ten oder als ihre Rechtsnachfolger zu gelten
halben: Bei räumlichen oder fachlichen Über-
schneidungen ist eine nach Billigkeksgrund-
sätzen zu treffende Aufteilung des Vermögens
vorzunehmen. Hiebei sind die im Abs. (4) fest-
gelegten Ansprüche der Bundeskammer ent-
sprechend zu berücksichtigen.

(2) Das Vermögen der Kammern für Handel ,
Gewerbe, Industrie, Geld- und Kreditwesen, für
Wien, Niederösterreich, Steiermark, das Burgen-
land und Ti ro l wird von der Bundeskammer
auf die Landeskammern für Wien, für Niederöster-
reich, für das Burgenland, für Ti ro l und für
Vorarlberg un te r Zugrundelegung der durch-
schnittlichen Erträgnisse der Umlagen in den
Jahren 1937 bis 1942 und im Einvernehmen mit
diesen Kammern und ihren Unterorganisationen
aufgeteilt. K o m m t kein Einvernehmen zustande,
so entscheidet das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau.

(3) Soweit es sich u m bücherliche Rechte han-
delt, hat die übernehmende Körperschaft die
Berichtigung des Grundbuchstandes unter Be-
rufung auf dieses Bundesgesetz zu beantragen.

Dem Gesuch i s t eine Bestätigung des Bundes-
ministeriums für Handel u n d Wiederaufbau
über das Vorliegen der Voraussetzungen über
den eingetretenen Rechtserwerb anzuschließen.

(4) Die Kosten de r Errichtung der Bundes-
kammer und ihres ersten Geschäftsjahres sind
von allen Landeskammern und Fachgruppen
durch Leistung einer einmaligen, gleichmäßigen,
vom Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau festzusetzenden Abgabe von dem nach
Abs. (1) u n d (2) übernommenen Vermögen auf-
zubringen.

(5) Die nähere Regelung erläßt das Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau durch
Verordnung.

§ 72. Personalübernahme.
(1) Der Ausschuß (§ 59) der Bundeskammer

hat vorerst im Einvernehmen mit den Landes-
kammern den gesamten Personalbedarf festzu-
stellen und je einen Dienstpostenplan für sich
und jede Landeskammer zu erstellen.

(2) Das Personal der Kammern für Handel ,
Gewerbe, Industrie, Geld- und Kreditwesen
ist sodann auf seine allgemeine und fachliche
Eignung für die weitere Verwendung im Dienste
der Landeskammern und der Bundeskammer zu
überprüfen.

(3) Nach Maßgabe der Eignung und des Be-
darfes übernimmt die Bundeskammer jeweils im
Einvernehmen mi t der zuständigen Landes-
kammer das Personal der Handelskammern end-
gültig auf vorgesehene Dienstposten.

(4) Ein Anspruch auf endgültige Übernahme
besteht nicht. Auch eine vorläufige Verwendung
begründet keinen Anspruch auf endgültige Über-
nahme.

<5) Die Ansprüche des nicht übernommenen
Personal« auf Ruhe- und Versorgungsgenüsse
bleiben nach Maßgabe der vorhandenen finan-
ziellen Deckung gewährleistet, wobei jedoch die
künftige Auszahlung bereits angefallener R u h e -
und Versorgungsgenüsse durch Absonderung aus-
reichender Vermögenswerte sicherzustellen ist.

(6) Für die Ruhe- und Versorgungsgenüsse des
endgültig übernommenen Personals gelten n u r
die einschlägigen Bestimmungen der Dienstord-
nung (§ 59).

(7) Die Bestimmungen der §§ 14, 20 und 21
des Verfassungsgesetzes vom 8. Mai 1945, St. G
Bl. N r . 13, über das Verbot der N S D A P (Ver-
botsgesetz) und des Verfassungsgesetzes vom
15. August 1945, St. G. Bl. N r . 127 (Verbots-
gesetznovelle), bleiben unberühr t .

§ 73. Ü b e r t r a g u n g d e s W i r k u n g s -
b e r e i c h e s d e r H a n d e l s k a m m e r n .

(1) Sofern bestellende Vorschriften den Kam-
mern für Handel, Gewerbe, Industrie, Geld-
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und Kreditwesen Aufgaben zuweisen oder ihnen
Rechte einräumen, die sich aus der Wahrneh-
mung von. Interessen der im § 1 bezeichneten
Ar t ergeben, tritt an deren Stelle die zustän-
dige Landeskammer oder, wenn im einzelnen
Falle die Zuständigkeit (§ 3) mehrerer Landes-
kammern gegeben ist, die Bundeskammer.

(2) Aufgaben, deren Besorgung dem Kammer-
tage (§ 31 des Gesetzes St. G. Bl. N r . 98/1920)
auf Grund gesetzlicher Vorschrift übertragen ist,
gehen jedenfalls auf die Bundeskammer über.

(3) Die äußere und innere Organisation der
Sparkassen und ihrer Verbände sowie die Vor-
schriften, betreffend die staatliche Aufsicht über
die Sparkassen werden durch die Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes nicht berühr t .

§ 74. Schlußbestimmungen.

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t am Tage seiner
Kundmachung in Kraft. Mit seiner Vollziehung
ist das Bundesministerium für Handel und Wie-
deraufbau im Einvernehmen mi t den beteiligten
Bundesministerien be t raut .

(2) In dem in § 70, Abs. (1), bezeichneten
Zeitpunkt t reten alle auf die Kammern für Han-
del, Gewerbe, Industrie, Geld- und Kreditwesen

sich beziehenden gesetzlichen Vorschriften, je-
doch unter Aufrechterhaltung der im § 73 ge-
troffenen Regelung, außer Kraft.

Renner
Figl Heinl

1 8 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen vom
23. August 1946 über die Verständigung
der Finanzämter von der Eröffnung des

Konkurs- und Ausgleichsverfahrens.

Auf Grund des § 75, Abs. (3), Konkursord-
nung und des § 5, Abs. (3), Ausgleichsordnung
wird verordnet

Wenn der Gemein(Ausgleichs)schuldner außer-
halb Wiens wohnt, ist eine Ausfertigung des
Konkurs(Ausgleichs)ediktes dem Finanzamt zu-
zustellen, in dessen Sprengel sich der Wohn-
sitz des Gemein(Ausgleichs)schuldners befindet,
falls aber ein Betrieb vorhanden ist, dessen Sitz
sich nicht am Wohnsitz des Gemein(Ausgleichs)-
schuldners befindet, auch dem Finanzamt, in
dessen Sprengel sich der Sitz des Betriebes be-
findet.

Gerö




